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Im Jahr 2013 soll mit der Sanierung der zweiten Etappe begonnen werden. 
            FOTO: HANS BEER 

Köllikerstrasse: Sanierung wird fortgesetzt 
Der Verpflichtungskredit wird dem Souverän am 3.12.2012 beantragt  
 

Im Jahr 2013 sollen die rest-

lichen Werkleitungen in der 

Köllikerstrasse saniert wer-

den. Zudem wurde die 

Dienst- und Gehaltsordnung 

revidiert und der kommen-

den Gemeindeversammlung 

beantragt.  
 

Der Gemeinderat verabschiedete an 

der letzten Sitzung drei Verpflich-

tungskredite. Zum einen soll das 25 

jährige Schulmobiliar für fünf Pri-

marschulklassen ersetzt werden. Das 

alte ist beschädigt und ein Ersatz ist 

unbedingt notwendig. Der Gemein-

deversammlung wird dafür einen 

Kredit von 100‘000 beantragt.  

Bei der Sanierung Köllikerstrasse 

steht die 2. Etappe an. Diese beinhal-

tet den Strassenabschnitt ab Dössi-

hubelstrasse bis Dorfausgang Weid. 

Anders als bei der 1. Etappe sollen 

der Werkleitungsbau und der Stras-

senbau nicht mehr gleichzeitig erfol-

gen. Vorgesehen ist im Herbst 2013 

mit den Werkleitungssanierungen zu 

beginnen. Die Kosten belaufen sich 

für die Wasserleitung auf 325‘000 

Franken, für die Kanalisationsleitung 

auf 625‘000 Franken. Diese Ver-

pflichtungskredite werden dem Sou-

verän an der kommenden Gemein-

deversammlung beantragt. 

 

Revision der Dienst- und Ge-
haltsordnung 
 Auf Beginn einer Amtsperiode 

erfolgt jeweils die Überprüfung der 

Dienst- und Gehaltsordnung (DGO). 

Der Gemeinderat hatte im September 

2011 eine Arbeitsgruppe eingesetzt, 

welche den Auftrag fasste, die 

Dienst- und Gehaltsordnung, Ge-

meindeordnung sowie auch sämtli-

che Pflichtenhefte zu überprüfen und 

dem Gemeinderat entsprechend An-

trag zu stellen. Während mehrerer 

Sitzungen hat sich die Arbeitsgruppe 

dem umfangreichen Auftrag ange-

nommen. Die Kommissionen wur-

den detailliert befragt, ob Änderun-

gen bei der Revision dieser Regle- 

mente berücksichtigt werden müs-

sen. Aufgrund dieser Resultate wur-

den beispielsweise die Entschädi-

gungen der Kommission und Funkti-

onäre teilweise angepasst. 

Zudem wurde die Besoldungstabelle 

aktualisiert. Neu soll der Erfah-

rungsanstieg pro Jahr nur noch ein 

Prozent der Grundbesoldung betra-

gen und nicht wie bis anhin durch-

schnittlich fünf Prozent. Mit dieser 

Änderung wird nach 40 Dienstjahren 

das Maximum in der jeweiligen Be-

soldungsklasse mit einem Zuschlag 

von 40 % der Grundbesoldung er-

reicht. Diese Regelung wird oft auch 

in der Privatwirtschaft angewendet 

und durch den Gemeinderat als sinn-

voll erachtet. Mit der neuen Besol-

dungstabelle weitet sich die Besol-

dungssumme nicht aus und es ent-

stehen keine Zusatzkosten für die 

Einwohnergemeinde. Hingegen 

schwächen sich die jährlichen Zu-

nahmen der Besoldungskosten ab 

und verteilen sich auf 40 Jahre. 

Die seit 1995 (kaufmännische Ler-

nende) resp. 2003 (Betriebsprakti-

ker) geltenden Lehrlingsentschädi-

gungen wurden den umliegenden 

Gemeinden angepasst. Zudem wird 

neu nebst der Grundbesoldung je-

weils pro Semester ein Leistungsbo-

nus ausbezahlt. 

Die Musiklehrpersonen waren bisher 

in 10 Gehaltsstufen eingeteilt, wel-

che mindestens 10% unter den Emp-

fehlungen des Kantons und deutlich 

unter den Besoldungen der umlie-

genden Gemeinden lagen. Aus die-

sen Gründen werden die beiden rele-

vanten Gehaltsstufen um generell 

5% angehoben. Allerdings verteilt 

sich die Gehaltsentwicklung nicht 

mehr auf 10 Jahre sondern neu auf 

40 Jahre. 

 

Änderung Pflichtenhefte 
 Die Pflichtenhefte der Ressort-

gemeinderäte wurden geändert. 

Folglich müssen die Ratsmitglieder 

nicht mehr zwingend an den Kom-

missionssitzungen der direkt unter-

stellten Kommission teilnehmen. 

Auch wurde die Übersicht der Res-

sortbildung mit den verbundenen 

Kommissionen und Gremien den 

neuen Gegebenheiten angepasst. 

Diese Änderungen treten auf die 

neue Amtsperiode hin in Kraft. 

 

Neues Fusswegrecht zum Un-
terdorf 
 Aufgrund der Überbauung GB 

Nr. 230 im Unterdorf muss dieses 

Fusswegrecht aus dem Jahr 1923 zu 

Gunsten der Einwohnergemeinde 

aufgehoben und für die Öffentlich-

keit durch ein Fussweg- und be-

schränktes Fahrwegrecht ersetzt 
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werden. Neu soll mittels einer Trep-

pe vom Unterdorf zum Kirchweg 

(Türmliplatz) eine Verbindung zum 

Dorfkern hergestellt werden. Die 

Erstellungskosten werden durch die 

Bauherrschaft übernommen. Mit 

einem weiteren Fussweg kann wie 

bis anhin direkt zur Kirche gelangt 

werden. Die Änderungen werden im 

Grundbuchamt eingetragen. 

 

Stellvertretungsaufgaben von 
Michael Burger 
 Michael Burger, Angestellter des 

Bauamtes, hat während rund zwei 

Jahren, als Werkmeister Pius Müller, 

krankheitsbedingt ausfiel, die Stell-

vertretungsaufgabe übernommen. 

Der Gemeinderat hat diese Arbeit 

sehr gewürdigt und ihm dafür ein 

grosses Lob ausgesprochen. Dieser 

Einsatz ist nicht selbstverständlich. 

Der Gemeinderat ist froh, auch in 

solchen Fällen auf die Angestellten 

der Einwohnergemeinde zählen zu 

dürfen. 

 

Michael Bur-

ger – Ange-

stellter des 

Bauamtes 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

In Kürze 
 Der Gemeinderat bewilligte zu-

handen des Volksschulamtes die 

Lehrerpensenanträge 2013/14 für die 

Schule Gretzenbach. Zuständig dafür 

ist die Aufsichtsbehörde, in Gretzen-

bach also der Gemeinderat. Ab 

Sommer 2013 sollen nach heutigem 

Stand drei Kindergartenabteilungen 

und sieben Primarschulklassenabtei-

lungen geführt werden. 

 Das Volksschulamt beauftragt die 

Schulen mit der Erarbeitung eines 

Schulprogramms. Dies zeigt die 

mittelfristige Planung des aktuellen 

und der folgenden drei Jahre auf. Für 

die Ausarbeitung und Umsetzung 

des Schulprogramms ist die Schullei-

tung verantwortlich. Der Gemeinde-

rat verabschiedete das aktualisierte 

Schulprogramm. 

 Die Gemeinde erkundigte sich bei 

allen Kommissionen, welche Mit-

glieder sich für eine weitere Amtspe-

riode nicht mehr zur Verfügung stel-

len werden. Dieses Resultat wurde 

den Parteien eröffnet, damit diese 

baldmöglichst mit ihren Kommissi-

onsmitgliedern Kontakt aufnehmen 

und sich auf die Suche nach neuen 

Behördenmitgliedern machen kön-

nen.  
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